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Drucksache Nr. 1774 


Anfrage Nr. 152 

der Fraktion der KPD 


betr. Herausgabe von „Meldebogen über Produktions- 
möglichkeiten für Artikel des nichtzivilen Bedarfs”. 


Die Landesinnung der Feintäschner und Feinsattler für Hessen in 
Offenbach/Main hat im Dezember 1950 an die Lederwaren- und 
Kofferfabriken im Stadt- und Landkreis Offenbach einen „Melde- 
bogen über Produktionsmöglichkeiten für Artikel des nichtzivilen 
Bedarfs“ versandt. Wie aus dem Begleitschreiben hervorgeht, ist 
ein gleicher Meldebogen sämtlichen Lederwaren- und Kofferfabriken 
im Bundesgebiet zugegangen. 

In dem Begleitschreiben heißt es u. a.: 

„Die letzten Verhandlungen mit den zuständigen deutschen 
und alliierten Stellen haben die sofortige Schaffung bestimmter 
Unterlagen über Produktion und Kapazität der Betriebe er- 
forderlich gemacht“. 

Weiter: 

„Der Rat der Organisation für Europäische wirtschaftliche Zu- 
sammenarbeit (OEEC) beschäftigt sich seit einigen Monaten in 
Paris mit der Frage der Rohstoffsicherung der europäischen 
Wirtschaft. Die ganze Frage wird sehr stark durch die Sicher- 
heitsmaßnahmen, die im Hinblick auf die weltpolitische Lage 
ergriffen werden, beeinflußt. 

Bereits für ' die Verhandlungen im September sollten Ver- 
brauchsziffern der einzelnen Industriegruppen in den. verschie- 
denen Ländern bei der OEEC vorliegen. Um den Rohstoff- 
bedarf der Lederwaren- und Kofferindustrie unter allen Um- 
ständen auch im Jahre 1951 sicherzustellen, sind wir gezwun- 
gen, der Arbeitsgemeinschaft der deutschen Lederwaren- und 
Kofferindustrie exaktes Zahlenmaterial für die Verhandlungs- 
führung zur Verfügung zu stellen“. 

In dem Meldebogen werden genaue Angaben verlangt über die 
Belegschaftsstärke, den durchschnittlichen Monatsumsatz des Jahres 
1950 sowie über die Größen des Produktions- und Lagerraumes. 
In dem Meldebogen wird ferner die Frage gestellt, wie hoch die 
Produktionsmöglichkeit bei „gewünschter Teilumstellung der augen- 
blicklichen Fertigung“ oder „bei gewünschter 100°/oiger Umstellung 
der augenblicklichen Fertigung“ auf die Herstellung von Artikeln 
des militärischen Bedarfs ist. 
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An Gegenständen, deren Herstellung durch die Produktions- 
umstellung gefördert werden soll, sind in dem Meldebogen u. a. 
genannt: 

Axt- und Beiltaschen, Bezüge für Krankentragen, Brotbeutel für 
Trageriemen, Brustbeutel, Bekleidung aus Leder, Feldflaschenbezüge, 
Gewehrriemen, Geschützkappen, Gurtsäcke für Panzertruppen, 
Innenausstattung für Stahlhelme, Kopfhauben aus Leder für Flug- 
zeugbesatzungen und Kraftfahrer, Munitionskisten, Pistolen- und 
Patronentaschen, Rucksäcke, Seesäcke, Seitengewehrtaschen, Spaten- 
taschen, Sturzhelme, Tornister, Zeltplanen sowie sonstige Aus- 
rüstungsstücke aus Leder, Segeltuch, Austauschstoffen für Heer, 
Marine, Luftwaffe. 

Wir fragen die Bunderegierung: 

1. Ist der Bundesregierung dieser Meldebogen der Landesinnung 
der Feintäschner und Feinsattler für Hessen bekannt? 

2. Hat irgendeine Stelle der Bundesregierung der erwähnten Lan- 
desinnung oder anderen Organisationen der Industrie und des 
Handels den Auftrag erteilt oder die Anregung gegeben, der- 
artige Erhebungen über Produktionsmöglichkeiten für Artikel 
des militärischen Bedarfs anzustellen? 

3. Ist der Bundesregierung bekannt, daß die Mitglieder der ge- 
nannten Landesinnung mit der Drohung des Entzugs oder der 
verkürzten Zuteilung von Rohstoffen indirekt dazu gezwungen 
werden, Angaben über die Herstellungskapazität ihrer Betriebe 
hinsichtlich militärischer Produkte zu machen? 

4. Haben die OEEC, die Hohen Kommissare oder die hinter ihnen 
stehenden Regierungen von der Bundesregierung oder von Or- 
ganisationen der Industrie und des Handels im Bundesgebiet 
Material über die Produktionsmöglichkeit von Kriegsmaterial 
und die für deren Herstellung benötigten Rohmaterialien an- 
gefordert? 

3. Hat die Bundesregierung derartige Angaben an die OEEC, an 
die Hohen Kommissare oder die hinter ihnen stehenden Regie- 
rungen weiter geleitet? 

6. Billigt die Bundesregierung die Durchführung von Erhebungen 
über die Produktionsmöglichkeiten von Kriegsmaterial? 

7. Welche Maßnahmen gedenkt die Bundesregierung gegen die 
Organisationen der Industrie und des Handels oder gegen Einzel- 
personen einzuleiten, die derartige Erhebungen über Produk- 
tionsmöglichkeiten und Rohstoffbedarf von Material, das für 
die Kriegsführung bestimmt ist, durchzuführen? 


Bonn, den 12. Januar 1951 


Renner und Fraktion 



